
Ist es angemessen und erforderlich, einerseits den freiwil­
ligen Ruhestandseintritt ab der Vollendung des 60. bzw. 
63. Lebensjahres mit einer dauerhaften Kürzung des Ruhe­
gehalts zu erschweren, andererseits eine freiwillige Weiter­
beschäftigung über das vollendete 65. Lebensjahr aus­
zuschließen, wenn nicht der Dienstherr ausnahmsweise ein 
besonderes Interesse an der Weiterbeschäftigung hat? 

Entfällt die Angemessenheit und Erforderlichkeit der Alters­
grenzenregelung in § 50 Abs. 1 Hessisches Beamtengesetz 
durch die günstigeren Regelungen für Altersteilzeitbeschäf­
tigte einerseits, die Beamtinnen und Beamten auf Zeit ande­
rerseits? 

Welche Bedeutung für die Kohärenz kommt den unter­
schiedlichen Regelungen im Dienst-, Arbeits- und Sozialver­
sicherungsrecht zu, die einerseits eine dauerhafte Heraufset­
zung des Alters anstreben, mit dem Renten- oder Ruhe­
gehaltsleistungen ungekürzt bezogen werden können, ande­
rerseits die Kündigung wegen Erreichens des für die Regel­
altersrente vorgesehenen Lebensalters verbieten, andererseits 
mit dem Erreichen genau dieses Alters die Beendigung des 
Beschäftigungsverhältnisses zwingend eintreten lassen? 

Spielt es für die Kohärenz eine Rolle, dass die schrittweise 
Heraufsetzung der Altersgrenzen in der Sozialversicherung 
und dem Beamten-recht des Bundes und einiger Länder vor­
rangig dem Interesse der Beschäftigten dient, so spät wie 
möglich, den verschärften Voraussetzungen einer abschlags­
freien Altersrente oder eines abschlagsfreien Ruhegehalts un­
terworfen zu werden? Sind diese Fragen deshalb unbeacht­
lich, weil für Beamtinnen und Beamte im Geltungsbereich 
des Hessischen Beamtengesetzes noch keine Heraufsetzung 
der Altersgrenzen erfolgt ist, obwohl diese Heraufsetzung 
für die im Arbeitsverhältnis Beschäftigten demnächst wirk­
sam werden wird? 
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Vorlagefragen 

1. Ist ein Hotelbetreiber, der in den Gastzimmern Fernsehappa­
rate und/oder Radios aufstellt, zu denen er ein Sendesignal 
übermittelt, im Sinne des Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie 
2006/115/EG ( 1 ) des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2006 (kodifizierte Fassung) ein „Nutzer“, 
der eine „öffentliche Wiedergabe“ eines in einer Rundfunk­
sendung abgespielten Tonträgers vornimmt? 

2. Wenn Frage 1 zu bejahen ist: Sind die Mitgliedstaaten nach 
Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie 2006/115/EG verpflichtet, einen 
Anspruch auf Zahlung einer angemessenen Vergütung durch 
den Hotelbetreiber für das Abspielen des Tonträgers zusätz­
lich zu der angemessenen Vergütung hierfür durch den 
Rundfunksender vorzusehen? 

3. Wenn Frage 1 zu bejahen ist: Ist es den Mitgliedstaaten nach 
Art. 10 der Richtlinie 2006/115/EG gestattet, Hotelbetreiber 
von der Verpflichtung zur Zahlung „einer einzigen angemes­
senen Vergütung“ freizustellen, weil es sich um eine „private 
Benutzung“ im Sinne von Art. 10 Abs. 1 Buchst. a der 
Richtlinie 2006/115/EG handelt? 

4. Ist ein Hotelbetreiber, der in Gastzimmern Geräte (anderer 
Art als Fernseh- oder Radiogeräte) und Tonträger in physi­
scher oder digitaler Form zur Verfügung stellt, die mit einem 
solchen Gerät abgespielt oder gehört werden können, ein 
„Nutzer“, der eine „öffentliche Wiedergabe“ der Tonträger 
im Sinne von Art. 8 Abs. 2 der Richtlinie 2006/115/EG 
vornimmt? 

5. Wenn die Frage 4 zu bejahen ist: Ist es den Mitgliedstaaten 
nach Art. 10 der Richtlinie 2006/115/EG gestattet, Hotel­
betreiber von der Verpflichtung zur Zahlung „einer einzigen 
angemessenen Vergütung“ freizustellen, weil es sich um eine 
„private Benutzung“ im Sinne von Art. 10 Abs. 1 Buchst. a 
der Richtlinie 2006/115/EG handelt? 

( 1 ) Richtlinie 2006/115/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 12. Dezember 2006 zum Vermietrecht und Verleihrecht sowie 
zu bestimmten dem Urheberrecht verwandten Schutzrechten im Be­
reich des geistigen Eigentums (kodifizierte Fassung) (ABl. L 376, 
S. 28). 
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